
Urteil des Bundesgerichts 4A_384/2024 vom 3. März 20251 

Der Sachverhalt:  

C (Darlehensgeber, Kläger, Beschwerdegegner) und die A AG (Darlehensnehmerin, Beklagte, 
Beschwerdeführerin) schlossen verschiedene Verträge über eine Darlehensgewährung für einen 
Immobilienkauf ab. In der Folge gewährte C der A AG – die sich in finanzieller Bedrängnis befand – 
mehrfach Darlehen. Die A AG trug gegen die Unternehmen eines deutschen Konzerns (D Gruppe), einen 
umfangreichen Rechtsstreit aus, in dem sie sich auf eine Patentverletzung berief. Neben den 
Darlehensverträgen stützt sich C im Verhältnis zur A AG und deren einzelzeichnungsberechtigten 
Delegierten – B (Beklagter, Beschwerdeführer) – auf eine Vereinbarung vom 9. Februar 2017, in der 
eine Netto-Erfolgsbeteiligung für den Patentprozess in der Höhe von 45 % vereinbart worden sei. A AG 
beendete die Rechtsstreitigkeit mit dem deutschen Konzern mit Vergleich vom 13. Dezember 2018. Sie 
bezahlte die Darlehen und Zinsen an C zurück, der zusätzlich die vereinbarte Erfolgsbeteiligung 
verlangte. A AG verweigerte die Zahlung sowie die Vorlage des Vergleichs. 

In der Folge reichte C – nach erfolgloser Schlichtungsverhandlung – beim Regionalgericht Landquart 
eine Stufenklage ein und verlangte zunächst (Stufe 1), die A AG sei zu verpflichten, gewisse 
Informationen zu edieren (insbesondere eine Kopie der Vergleichsvereinbarung), und sodann (Stufe 2), 
A AG und B seien zu verpflichten, ihm einen nach Erhalt der Informationen gemäss Stufe 1 noch zu 
beziffernden Betrag, mindestens CHF 4.2 Mio. zzgl. Verzugszins, zu bezahlen.  

Das Regionalgericht beschränkte das Verfahren auf die „Stufe 1“ und verpflichtete die A AG mit 
Teilurteil vom 7. Dezember 2022, die verlangten Informationen innert 30 Tagen ab Rechtskraft des 
Entscheids zu edieren. Die von den Beklagten gegen diesen Entscheid angestrengte Berufung wies das 
Kantonsgericht Graubünden mit Urteil vom 31. Mai 2024 ab.  

Streitfrage:  

Vor Bundesgericht war u.a. umstritten, ob die Stufenklage von C zulässig war. Die Beschwerdeführer 
wendeten u.a. ein, C habe nicht rechtsgenüglich dargelegt, weshalb es ihm unmöglich oder unzumutbar 
sein soll, die Klageforderung zu beziffern. Ein Anspruch auf Auskunft bzw. Rechenschaft sei nicht 
nachgewiesen und C habe es versäumt, sich im Rechtsbegehren vorzubehalten, nach allfälliger 
Gutheissung der Anträge gemäss Stufe 1 seine Anträge gemäss Stufe 2 anpassen zu können. Ohne dies 
sei der Zweck der Stufenklage nicht erfüllbar.  

Erwägungen des Bundesgerichts: 

(Zur Frage, welche Anforderungen an eine Stufenklage – im Unterschied zu einer unbezifferten 
Forderungsklage – gestellt werden): 

3. 
[…] 
3.6.1. Macht eine Partei den Abrechnungsanspruch, der die erste Stufe einer Stufenklage bilden könnte, 
nicht im Rahmen einer solchen, sondern in einem separaten Prozess geltend, braucht sie in der Klage 
auf Rechnungslegung nicht anzugeben, wie die Rechnung zu lauten hat, soll ihr doch die 
Rechnungslegung erst Kenntnis von den Abrechnungsverhältnissen verschaffen (BGE 116 II 215 E. 4a 
mit Hinweis). […] 

3.6.2. In einem separaten Klageverfahren gilt aber der allgemeine Grundsatz, dass es genügt, die 
Tatsachen, aus denen ein Anspruch abgeleitet wird, in einer den Gewohnheiten des Lebens 
entsprechenden Weise in ihren wesentlichen Zügen oder Umrissen zu behaupten (BGE 136 III 322 E. 
3.4.2 S. 328; Urteil des Bundesgerichts 4A_368/2024 vom 23. Oktober 2024 E. 3.2 mit Hinweisen). Die 
Behauptungs- und Substanziierungslast zwingt die damit belastete Partei nicht, sämtliche möglichen 

 
1 Zur Publikation in der amtlichen Sammlung vorgesehen.  



Einwände der Gegenpartei vorweg zu entkräften (Urteile des Bundesgerichts 4A_533/2019 vom 22. 
April 2020 E. 4.4.1; 4A_591/2012 vom 20. Februar 2013 E. 3.2 mit Hinweisen).   

3.6.3. Strengere Anforderungen zu stellen, wenn der Informationsanspruch im Rahmen einer 
Stufenklage geltend gemacht wird analog zu der unbezifferten Forderungsklage im engeren Sinne, 
erscheint nicht angebracht: Denn dies könnte nur zur Folge haben, dass materielle Ansprüche auf 
Abrechnung, die in einem separaten Verfahren gutgeheissen werden müssten, unter Umständen (sofern 
die Voraussetzungen für eine unbezifferte Forderungsklage im engeren Sinne nicht gegeben wären) in 
einem solchen geltend gemacht werden müssten und nicht im Rahmen einer Stufenklage, wenn sie der 
klagenden Partei für die Prozessführung in der Hauptsache nützen sollen. Gerade dies ist ihr aber nach 
der Rechtsprechung des Bundesgerichts (BGE 116 II 215 E. 4a S. 220 mit Hinweisen) nicht zuzumuten 
[…]. Eine derartige Auslegung liefe auch der dienenden Funktion des Zivilprozessrechts zuwider, das 
darauf ausgerichtet ist, dem materiellen Recht zum Durchbruch zu verhelfen. Seine dienende Funktion 
bestimmt aber auch die Auslegung des Prozessrechts (BGE 144 III 298 E. 7.2.1; 139 III 457 E. 4.4.3.3; 
vgl. zur Stufenklage: BGE 146 III 254 E. 2.1.5.1; 116 II 215 E. 3). 

3.6.4. Die Interessen der beklagten Partei verlangen keine strengere Handhabe: Einer separaten Klage 
auf Rechnungslegung müsste sie sich jedenfalls unterziehen - ihre Position während der ersten Stufe 
unterscheidet sich insoweit nicht von derjenigen in einem separaten Prozess. Für die zweite Stufe kann 
die klagende Partei in Bezug auf die Obliegenheit, ihr Klagebegehren zu beziffern, nur etwas ableiten, 
wenn sie den behaupteten Informationsanspruch im Rahmen der ersten Stufe nachweisen kann. 
Voraussetzung ist also, dass sich die beklagte Partei ihrer Pflicht zur Rechnungslegung zu Unrecht 
widersetzt. Sobald sie ihrer Pflicht nachkommt, ist die klagende Partei zur Bezifferung angehalten. Im 
Gegensatz zu einer unbezifferten Forderungsklage im engeren Sinne hätte es die beklagte Partei in einer 
Stufenklage in der Hand gehabt, diese zu vermeiden, indem sie ihr ohnehin obliegenden Pflichten 
nachkommt. Bestehen keine derartigen Pflichten, bleibt es grundsätzlich bei der ersten Stufe und auf die 
zweite wird nicht eingetreten, da es an einem hinreichenden Rechtsbegehren fehlt (BGE 140 III 409 E. 
4.4; 148 III 322 E. 4). Allerdings steht der klagenden Partei frei, bereits in der Klage zusätzlich 
darzulegen, dass (neben dem behaupteten Anspruch auf Rechnungslegung) auch die Voraussetzungen 
für eine unbezifferte Forderungsklage im engeren Sinne gegeben wären (Botschaft ZPO, BBl 2006 
7287, Ziff. 5.6 zu Art. 83 E-ZPO; BGE 140 III 409 E. 4.3 S. 416).  

3.6.5. Die unterschiedlichen Anforderungen an eine unbezifferte Forderungsklage im engeren Sinne und 
eine Stufenklage reflektieren die unterschiedlichen Grundlagen allfälliger Auskunftsansprüche:  

3.6.5.1. Nach Art. 160 Abs. 1 lit. b ZPO sind die Parteien und Dritte zur Mitwirkung bei der 
Beweiserhebung verpflichtet und haben insbesondere Urkunden herauszugeben. Die 
Mitwirkungspflicht umfasst nötigenfalls die Pflicht zur Sichtung der Unterlagen zur Aussortierung der 
vom Gericht nicht verlangten Akten (Urteil des Bundesgerichts 4A_358/2021 vom 27. Juli 2022 E. 3.1.1 
mit Hinweis). Die diesbezüglichen Informationsansprüche fliessen aus der ZPO selbst. Folgerichtig 
umschreibt sie, unter welchen Bedingungen eine Partei nach Massgabe von Art. 85 ZPO nicht zu einer 
eigentlichen Bezifferung gehalten ist. Daher ist im Einzelnen darzulegen, dass diese Voraussetzungen 
erfüllt sind, denn ansonsten besteht gar kein Anspruch auf Information. Fehlt es an rechtsgenüglichen 
Begehren, erübrigt sich das Beweisverfahren.  

3.6.5.2. Von derartigen prozessualen Informationsansprüchen ist der materiellrechtliche Anspruch auf 
Abrechnung zu unterscheiden (zit. Urteil 4A_358/2021 E. 3.1.1 mit Hinweisen). Unter welchen 
Voraussetzungen diese Ansprüche bestehen, entscheidet das materielle Recht (beziehungsweise die 
Parteien im Rahmen der Vertragsfreiheit, wenn sie derartige Ansprüche vertraglich vorsehen). Soweit 
nach dem materiellen Recht Informationsansprüche bestehen, die (auch) der Prozessvorbereitung 
dienen, stellt das Zivilprozessrecht die unbezifferte Forderungsklage in der Form der Stufenklage zur 
Verfügung. Und weil die Durchsetzung im Grundsatz überall dort gelingen soll, wo ein materieller 
Anspruch besteht, widersprächen strengere Anforderungen an die Zulässigkeit der Stufenklage als an 



die Geltendmachung des materiellen Abrechnungsanspruchs in einem separaten Prozess der dienenden 
Funktion des Zivilprozessrechts.   

3.6.6. Damit genügt für eine Stufenklage grundsätzlich, dass die klagende Partei ihren Anspruch auf 
Rechnungslegung in der Klageschrift gleich wie in einer separaten Klage auf Rechnungslegung 
hinreichend substanziiert behauptet. Damit hat sie in aller Regel zugleich rechtsgenügend dargelegt, 
weshalb ihr eine Bezifferung nicht zuzumuten ist. Ob diese Auffassung zutrifft, ist im Rahmen der ersten 
Stufe zu beurteilen gleich wie in einem separaten Prozess. Erweist sich der in der ersten Stufe 
eingeklagte Anspruch auf Abrechnung als begründet, ist grundsätzlich (nach Bezifferung der Forderung) 
die zweite Stufe an Hand zu nehmen, denn soweit der Abrechnungsanspruch besteht, steht die 
Stufenklage für damit zu beziffernde Ansprüche offen. Wird dagegen die Klage in der ersten Stufe 
abgewiesen, sind die Voraussetzungen für eine Stufenklage nicht gegeben, und es kann sich höchstens 
die Frage stellen, ob davon unabhängig die Voraussetzungen für eine unbezifferte Forderungsklage im 
engeren Sinne gegeben wären. Dies setzt aber entsprechende Ausführungen in der Klageschrift voraus 
(Botschaft ZPO, BBl 2006 7287, Ziff. 5.6 zu Art. 83 E-ZPO; BGE 140 III 409 E. 4.3 S. 416). Nur sofern 
aus der hinreichend substanziierten Behauptung des Anspruchs auf Rechnungslegung nicht hervorgeht, 
inwiefern diese einen Einfluss auf die Bezifferung des in der zweiten Stufe geltend gemachten 
Hauptanspruchs haben könnte, sind für die Zulässigkeit der Stufenklage weitere Ausführungen 
notwendig.   

3.7. […]   

Vor diesem Hintergrund erweist sich ein Grossteil der Beanstandungen der Beschwerdeführer ohne 
Weiteres als unbegründet:  

3.7.1. Mit dem Antrag, ihm einen nach Erhalt der Informationen gemäss Stufe 1 noch zu beziffernden 
Betrag, mindestens Fr. 4.2 Mio., zu bezahlen, wird das Beziffern des Antrags nach Erhalt der 
Informationen ausdrücklich vorbehalten und damit auch die Abänderung des als Mindestbetrag 
angegebenen Werts.   

3.7.2. Der Beschwerdegegner hat behauptet, die Beschwerdeführer hätten die mit dem Hilfsanspruch 
verlangten, nötigen Informationen für die Berechnung seines Anspruches vertrags- und treuwidrig 
verweigert. Damit behauptete er einen aus dem Vertrag und Treu und Glauben abgeleiteten Anspruch 
auf die verlangten Informationen. Inwiefern aufgrund dieser Ausführungen ein substanziiertes 
Bestreiten nicht möglich wäre und der Gegenbeweis angetreten werden könnte (BGE 136 III 322 E. 
3.4.2 S. 328; Urteil des Bundesgerichts 5A_780/2019 und 5A_842/2019 vom 31. August 2020 E. 7.4; 
je mit Hinweis), zeigen die Beschwerdeführer nicht rechtsgenüglich auf.   

3.7.3. Der Einwand, die Bezifferung der Forderungsklage sei möglich, da der Beschwerdegegner 
angegeben habe, in welcher Bandbreite sein Anspruch liegen werde und Eventualbegehren hätte stellen 
können, ist nicht stichhaltig: Einerseits stellen die Angabe einer Bandbreite oder von Circa-Beträgen 
keine rechtsgenüglich bezifferten Rechtsbegehren dar (BGE 142 III 102 E. 6; 88 II 205 E. 2b). 
Andererseits ist der Beschwerdegegner, soweit er einen materiellen Informationsanspruch besitzt, 
gerade zu einer solchen Bezifferung im Rahmen der Stufenklage nicht gehalten, sondern kann sich mit 
der Angabe eines Mindestwerts begnügen.   

(Zur Frage, ob ein materiellrechtlicher Auskunftsanspruch gemäss Vereinbarung über die 
Erfolgsbeteiligung besteht): 

4.   

Die Beschwerdeführer machen geltend, Grundlage für seine Herausgabebegehren bilde nach dem 
Beschwerdegegner die "Vereinbarung Netto-Erfolgsbeteiligung vom 9. Februar 2017". In dieser 
Vereinbarung seien aber keinerlei Herausgabe- und/oder Rechenschaftspflichten vorgesehen. […]  



4.2. Die Beschwerdeführer verweisen auf das Urteil des Bundesgerichts 4A_331/2007 vom 19. 
Dezember 2007 E. 2.4. Danach hat ein Informationsanspruch gestützt auf Treu und Glauben von 
vornherein keinen Raum, soweit die Parteien vertragliche Informationsansprüche vereinbart oder 
bewusst zu vereinbaren unterlassen haben. […]  

4.3. Die Beschwerdeführer verkennen die Tragweite des angefochtenen Entscheides und der 
bundesgerichtlichen Rechtsprechung: […] 

4.3.2. Mit dem zit. Urteil 4A_331/2007 E. 2.4 entschied das Bundesgericht lediglich, dass eine von den 
Parteien bewusst getroffene Vereinbarung betreffend Informationsansprüche nicht über die Annahme 
von Informationsansprüchen gestützt auf Treu und Glauben aus den Angeln gehoben werden darf. Es 
bedeutet nicht, dass in jeder Vereinbarung, die keine ausdrücklichen Informationsansprüche vorsieht, 
keine solchen vereinbart worden oder nach Treu und Glauben geschuldet wären - denn die 
Rechtsprechung des Bundesgerichts verlangt ein bewusstes Unterlassen und steht der Annahme eines 
implizit vereinbarten Informationsanspruchs nicht entgegen (BGE 114 II 57 E. 6d/aa; zit. Urteil 
4A_306/2009 E. 6.1; MÜLLER, a.a.O., N. 215 Einleitung in das OR). […] 

4.3.3. Hier geht es nicht um einen allgemeinen Informationsanspruch bei Informationsdefiziten, sondern 
um Fälle, in denen der Schuldner eine betraglich nicht im Voraus bestimmte Geldleistung verspricht, die 
eine Abrechnung voraussetzt und von Umständen abhängt, die der Gläubiger nach dem gewöhnlichen 
Lauf der Dinge im Gegensatz zum Schuldner nicht kennen kann, so dass eine Kontrolle, ob er wirklich 
erhält, was ihm versprochen wurde, ohne Mitwirkung des Schuldners praktisch nicht möglich wäre. Im 
konkret zu beurteilenden Fall kommt hinzu, dass nicht nur die Höhe des Anspruchs, sondern auch der 
Zeitpunkt des Anspruchs auf Leistung von Umständen abhängt (hier dem Ende des Prozesses), die zwar 
dem Schuldner, nicht aber dem Gläubiger ohne Weiteres bekannt sind.   

[…] 

4.3.6. Aber auch die Auslegung nach dem Vertrauensprinzip führt zu demselben Ergebnis: […] 

4.3.6.2. Verspricht eine Partei eine betraglich nicht im Voraus bestimmte Geldleistung, die von 
zukünftigen, im Zeitpunkt des Vertragsschlusses ungewissen Umständen abhängt, die nur sie selbst, 
nicht aber die Gegenpartei kennen kann, und setzt die Bestimmung der geschuldeten Geldleistung eine 
Abrechnung eigentlich voraus (wie dies hier der Fall ist, zumal vom Brutto-Ergebnis des Prozesses die 
Netto-Beteiligung zu berechnen ist), darf die Schuldnerin grundsätzlich nach Treu und Glauben nicht 
davon ausgehen, die Gegenpartei wolle "die Katze im Sack kaufen" ohne Kontrollmöglichkeit, ob sie 
tatsächlich erhält was ihr zusteht. Die Gegenpartei muss sich ein entsprechendes Informationsrecht nicht 
explizit ausbedingen, weil sich aus der Natur des Geschäftes bereits ergibt, dass die im Vertrag 
vereinbarte Abrechnung zu erfolgen hat und ihr die nötigen Informationsansprüche zustehen müssen, 
wenn sie nicht der Willkür ihrer Vertragspartnerin ausgesetzt sein soll. Die Abwicklung des ganzen 
Geschäfts ist vernünftig nur denkbar, wenn die Beschwerdeführerin den Beschwerdegegner über den 
Abschluss des Prozesses zu informieren und die für die Berechnung des Beteiligungsanspruchs nötigen 
Werte offenzulegen hat. […].   

4.3.6.3. Gerade der zu beurteilende Fall zeigt, dass ein Ausschluss jeglichen Kontrollrechts nicht 
sachgerecht wäre: Die Vereinbarung betrifft den Netto-Anteil an einem Prozessergebnis. Der Prozess 
endete aber nicht mit einem Urteil, sondern mit einem Vergleich. Die Beschwerdeführer selbst rechnen 
nicht mit der vollen Vergleichssumme, sondern behaupten, EUR 8 Mio. des geschlossenen Vergleichs 
hätten mit dem Patentverletzungsprozess nichts zu tun. Wollte man dem Beschwerdegegner keinerlei 
vertragliche Informationsrechte zugestehen, könnten die Beschwerdeführer von einem beliebig hohen 
Betrag behaupten, er habe nichts mit dem Patentverletzungsprozess zu tun, und der Beschwerdegegner 
hätte keine Möglichkeit zur Kontrolle. In diesem Sinne musste er die Vereinbarung nicht verstehen. 
Wird ihm ein Netto-Anteil an einem Prozessergebnis versprochen, darf er nach Treu und Glauben davon 
ausgehen, dass ihm die zur Berechnung dieses Ergebnisses nötigen Parameter offengelegt werden.   



[…] 

7.   

Die Beschwerde ist insgesamt abzuweisen, soweit darauf einzutreten ist. […] 

Bemerkungen:  

In diesem zur Publikation vorgesehen Entscheid befasst sich das Bundesgericht mit wichtigen Fragen 
zur Stufenklage. Diese ist dadurch gekennzeichnet, dass ein materiellrechtlicher Hilfsanspruch auf 
Rechnungslegung mit einer unbezifferten Forderungsklage verbunden wird (Art. 85 ZPO): 

Unterschiedliche Anforderungen an eine unbezifferte Forderungsklage und eine Stufenklage: 

Das Bundesgericht stellt zunächst klar, dass an den Informationsanspruch (Stufe 1) im Rahmen einer 
Stufenklage nicht strengere Anforderungen (analog zu der unbezifferten Forderungsklage) gestellt 
werden dürfen, als wenn der Informationsanspruch zuerst in einem separaten Verfahren geltend gemacht 
würde. Dies würde dem Zweck der Stufenklage und letztlich des Prozessrechts, welches dem materiellen 
Recht zum Durchbruch verhelfen soll, widersprechen. Es ist erfreulich, dass das Bundesgericht den 
dienenden Zweck des Prozessrechts wieder einmal in Erinnerung ruft.  

Für die Stufenklage genügt es, wenn die klagende Partei ihren Anspruch auf Rechnungslegung in der 
Klageschrift gleich wie in einer separaten Klage auf Rechnungslegung hinreichend substantiiert 
behauptet. Damit hat sie in aller Regel rechtsgenügend dargetan, weshalb ihr eine Bezifferung nicht 
zuzumuten ist. Nur sofern aus der hinreichend substanziierten Behauptung des Anspruchs auf 
Rechnungslegung nicht hervorgeht, inwiefern diese einen Einfluss auf die Bezifferung des in der 
zweiten Stufe geltend gemachten Hauptanspruchs haben könnte, sind für die Zulässigkeit der 
Stufenklage weitere Ausführungen notwendig. 

Materiellrechtlicher Informationsanspruch aus Vertrag über Erfolgsbeteiligung: 

Weiter stellte das Bundesgericht fest, dass nicht in jeder Vereinbarung, die keine ausdrücklichen 
Informationsansprüche vorsieht, keine solchen vereinbart wurden oder nach Treu und Glauben 
geschuldet wären. Die Gegenpartei muss sich nicht explizit ein Informationsrecht ausbedingen, wenn 
eine Partei eine betraglich nicht im Voraus bestimmte Geldleistung verspricht, die von zukünftigen, im 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses ungewissen Umständen abhängt, die nur sie selbst, nicht aber die 
Gegenpartei kennen kann und eine Abrechnung voraussetzt. Denn: In diesem Fall ergibt sich das 
Informationsrecht bereits aus der Natur des Geschäfts.  

(Beitrag von MLaw Vanessa Eckart) 

Zürich, 7. April 2025 


